
AHV-Ergänzungsleistungen bergen 
relativ hohes Missbrauchspotenzial
Analyse In der Beantwor-
tung eines FBP-Postulats 
kommt die Regierung zum 
Schluss, dass insbesondere 
bei den AHV-Ergänzungsleis-
tungen Missbrauch betrieben 
werden könnte.
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In den vergangenen Jahrzehnten 
wurde das Sozialsystem in Liechten-
stein stark ausgebaut – damit einher-
gehend stiegen aber auch die «Unge-
reimtheiten im System der zum Teil 
recht unkoordiniert gewachsenen 
Subventionen und Transferleistun-
gen», wie die Regierung in der Be-
antwortung eines FBP-Postulats, 
welches sämtliche Leistungen 
durchleuchten sollte, feststellte. Das 
Fazit: Eine Reform wäre dringend 
nötig, um Licht in das Transferleis-
tungsdickicht zu bringen (das 
«Volksblatt» berichtete). 
Wie von der FBP gefordert, zeigte 
die Regierung in ihrem 109 Seiten 
umfassenden Bericht auch das Miss-
brauchspotenzial sämtlicher Sub-
ventionen an Private sowie mögliche 
Verbesserungen auf. Ein Thema, das 
bereits in der Vergangenheit des Öf-
teren Gegenstand einiger Vorstösse 
im Landtag war. Wie sich in der Be-
antwortung nun zeigt, können Miss-
bräuche aufgrund umfangreicher 
Prüfungen in den meisten Bereichen 
so gut wie ausgeschlossen werden. 
Dennoch ist es möglich, sich man-
che Leistungen zu erschleichen. 

Vermögen frühzeitig übertragen

So stuft die Regierung etwa das 
Missbrauchspotenzial beim Bezug 
von Ergänzungsleistungen zur AHV-
IV, die einkommensabhängig sind, 
als «verhältnismässig hoch» ein. 
Nicht nur könnten Vermögenswerte 

und Einkommen gegenüber den 
Steuerbehörden sowie der AHV ver-
schwiegen beziehungsweise ge-
fälschte Rechnungen vorgelegt wer-
den. Durch – gesetzlich sehr wohl 
zulässigem – Vermögensabbau sei 
ebenfalls Missbrauchspotenzial vor-
handen, etwa wenn Grundstücke 
auf die Kinder übertragen werden. 
Zwar weist die Regierung gleichzei-
tig darauf hin, dass die Höhe der an-
rechenbaren Ausgaben nur einen 
«bescheidenen» Lebensstandard er-
lauben würden. Wenn aber etwa ein 
Eintritt in ein Pflegeheim absehbar 
sei, würde durch die damit zusam-
menhängenden Kosten sehr wohl 
ein Anreiz bestehen, Vermögen 
rechtzeitig zu verschenken, um das 
Erbe zu schonen.
Um Missbrauch vorzubeugen, hat 
die Regierung einige Lösungsvor-

schläge ausgearbeitet. Denkbar wä-
re demnach eine höhere Frist für die 
Anrechnung von Einkünften und 
Vermögenswerten, auf die vor oder 
nach Antragstellung verzichtet wur-
den. Zudem könnten Immobilien, 
die nicht selbst bewohnt werden, 
zum Verkehrswert dem Vermögen 
angerechnet werden. Ebenfalls 
schlägt die Regierung eine Entkop-
pelung der verschiedenen Eckwerte 
und Pauschalen von der Teuerungs-
anpassung der AHV-Mindestrente 
vor, um eine eigene Steuerung vor-
nehmen zu können.

Parallelsystem abschaffen

«Eine echte Verbesserung wäre aber 
vor allem darin zu sehen, dass die 
Ergänzungsleistungen nicht punktu-
ell, sondern grundsätzlich über-
prüft würden», wie die Regierung 

ausführte. Schliesslich würden die-
se nichts anderes als eine wirtschaft-
liche Sozialhilfe für Rentner und IV-
Empfänger darstellen, da diese Geld-
er nicht aus den AHV-Beiträgen fi-
nanziert werden. Die Gesamtkosten 
der jährlichen Ergänzungsleistun-
gen, welche 2014 9,8 Millionen Fran-
ken betrugen, werden nämlich je 
zur Hälfte vom Land und den Ge-
meinden getragen. «Es stellt sich die 
Frage, inwieweit zwei parallele Sys-
teme der Sozialhilfe betrieben wer-
den sollen», kommt die Regierung 
zum Schluss. Ein Zusammenlegen 
mit der Sozialhilfe könnte anderer-
seits aber «Empfindlichkeiten» her-
aufbeschwören, da «Geld vom Sozi-
alamt» – anders als «Geld von der 
AHV» – mit einem Stigma behaftet 
sei. Letztlich sei dies somit auch ei-
ne Frage des politischen Willens. 

Als «verhältnismässig hoch» stuft die Regierung das Missbrauchspotenzial bei Ergänzungsleistungen zur AHV-IV ein. So 
könnten etwa Vermögenswerte und Einkommen gegenüber den Behörden verschwiegen werden. (Foto: Michael Zanghellini)


